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Weltkulturerbe Potsdam 


Das Welterbekomitee der UNESCO hat während seiner 20. Ordentlichen 
Sitzung im Dezember 1996 in Merida, Mexico, die Auffassung geäußert, 
daß die Potsdamer Weltkulturerbestätte durch verschiedene Stadtent- 
wicklungsprojekte, hier insbesondere das geplante „Quartier am Bahn- 
hof" (ehemals Potsdam-Center), ernsthaft bedroht und in Gefahr sei. Nur 
durch eindringliche Aufforderung der deutschen Behörden erklärte sich 
das Welterbekomitee bereit, die Potsdamer Weltkulturerbestätte nicht in 
die Rote Liste des gefährdeten Erbes der Welt aufzunehmen, knüpfte 
dies aber an weitergehende Bedingungen und Änderungen bezüglich 
der geplanten Stadtentwicklungsprojekte. 

Die Bundesrepublik Deutschland überreichte der UNESCO in diesem 
Zusammenhang am 15. April 1997 in Paris einen neuen Bericht über den 
Erhaltungszustand der Weltkulturerbestätte „ Schlösser und Gärten von 
Potsdam und Berhn". Bundesminister Dr. Klaus Töpfer äußerte in einer 
Presseinformation zur Übergabe des neuen Berichts: „Dank erheblicher 
Anstrengungen aller Beteiligten ist es gelungen, weitgehend die Gefahr 
abzuwenden, daß die UNESCO die Weltkulturerbestätte in Potsdam auf 
die sog. Rote Liste .Weltkulturerbe in Gefahr' setzt". 

Die deutsche UNESCO-Kommission hat Bundesminister Dr. Klaus Töpfer 
daraufhin aufgefordert, diese Äußerung zurückzunehmen, weil das 
Welterbekomitee der UNESCO zu dem o. a. Bericht noch gar nicht Stel- 
lung bezogen habe und somit noch nicht behauptet werden könne, daß 
die Gefahr bereits ab gewendet sei, daß die Potsdamer Weltkulturerbe- 
stätte auf die Rote Liste gesetzt werde. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat inzwischen gemeinsam mit der 
Deutschen Bahn AG einen „Städtebaulichen Wettbewerb" aus- 
geschrieben, wobei sie die Baufelder 9 bis 12 (Teile des Potsdam-Cen- 
ters) aus diesem ausgrenzt. 

Für das Stadt entwicklungsprojekt Potsdam-Center liegt mittlerweile 
eine Baugenehmigung vor, deren Rechtmäßigkeit jedoch umstritten ist. 


Vorbemerkung 

Die Bundesrepublik Deutschland überreichte der UNESCO am 
15. April 1997 in Paris den zweiten Bericht über den Erhaltungszu- 
stand der Weltkulturerbestätte „ Schlösser und Gärten von Potsdam 
und Berlin Bundesminister Dr, Klaus Töpfer äußerte am folgen- 
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den Tag in einer Presseinformation seine persönliche Überzeu- 
gung, mit dem in dem Bericht dargestellten Ergebnis sei es ge- 
lungen, weitgehend die Gefahr abzuwenden, daß die UNESCO die 
Weltkulturerbestätte in Potsdam auf die sogenannte Rote Liste 
„Weltkulturerbe in Gefahr"' setze. Zugleich drückte der Minister - 
ohne in irgendeiner Weise der Stellungnahme des Weltkulturer- 
bekomitees vorgreifen zu wollen - die Hoffnung aus, daß sich das 
Welterbekomitee der UNESCO dieser Auffassung anschließe. 

Inzwischen hat sich das Bureau des Welterbekomitees in seiner 
Sitzung vom 23. bis 28. Juni 1997 mit dem Bericht befaßt. Das Bu- 
reau hat in besonderer Weise die Offenheit begrüßt, in der sich die 
deutschen Behörden mit den Forderungen der UNESCO zum 
Potsdam-Center auseinandersetzten, und die Bemühungen ge- 
würdigt, Kompromißlösungen zu suchen. Dabei hat das Bureau 
u. a. die Ausführungen in dem Bericht hervorgehoben, wonach 
der Bau der Gebäude auf den Baufeldem 9 bis 12, soweit er über 
die Ebene Null, also die Oberkante des Kellergeschosses, hinaus- 
geht, bis zum Abschluß des städtebaulichen Wettbewerbes für das 
gesamte „Quartier am Bahnhof" ausgesetzt werden soll, damit die 
Gestaltung dieser Baufelder 9 bis 12 auf ihre Kompatibilität mit 
den Wettbewerbsergebnissen und hinsichtlich der Realisierung 
des Projektes nochmals überprüft werden kann. 

Das Bureau des Welterbekomitees hat um einen weiteren Bericht 
bis zum 15. Oktober 1997 gebeten, in dem u. a. die Ergebnisse der 
verschiedenen Wettbewerbe dargelegt werden. Auf der Grund- 
lage dieses neuen Berichtes soll dann das Welterbekomitee in 
seiner nächsten Sitzung entscheiden, ob die Gefahren für die 
Weltkulturerbestätten in Potsdam noch fortbestehen und ob es 
notwendig sei, diese Weltkulturerbestätten auf die Liste des 
„Weltkulturerbes in Gefahr" zu setzen. 


1. Warum hat die Bundesregierung bei der Auslobung des städtebau- 
lichen Wettbewerbes Teile des Bauvorhabens Potsdam- Center 
{Baufelder 9 bis 12) städtebaulich planerisch ausgegrenzt, obwohl 
das Welterbekomitee der UNESCO eine substantielle Änderung der 
Planung auch für diese Bauten fordert, da sie zum gesamten Pla- 
nungsgebiet gehören? 


Auslober des städtebaulichen Realisierungswettbewerbes für das 
„Quartier am Bahnhof" ist die Deutsche Bahn AG in Verbindung 
und Abstimmung mit dem Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, dem Ministerium für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr des Landes Brandenburg, der Potsdam- 
Center-Entwicklungsgesellschaft und der Projektgesellschaft 
Nuthe-Auen mbH und unter Beteiligung der Landeshauptstadt 
Potsdam. Der Wettbewerb basiert auf einem Kompromiß, der den 
Beschlüssen des Welterbekomitees folgt. 

Der Kompromiß trägt der Forderung des Welterbekomitees für die 
Baufelder 9 bis 12 dadurch Rechnung, daß für diese Baufelder ein 
Gestaltungs Wettbewerb durchgeführt wurde, der neben der Fas- 
saden- und Dachgestaltung auch die Höhendifferenzierungen der 
Gebäude zum Inhalt hatte. Die Gutachter votierten am 28. Februar 
1997 einstimmig für den Entwurf des Büros von Gerkan, Marg & 
Partner (GMP) aus Hamburg als ersten Preisträger. An der Jury- 
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Sitzung nahm auch ein Vertreter der Deutschen UNESCO-Kom- 
mission teil. 

Darüber hinaus sind die früheren Baufelder 9 bis 12 (Bahn- 
hofspassage) nicht Teil des engeren Wettbewerbsgebietes. Die 
Ergebnisse des städtebaulichen Realisierungswettbewerbs wer- 
den aber bei der Gestaltung der Bahnhofspassage berücksichtigt. 
Wie bereits in der Vorbemerkung ausgeführt, hat sich der Bauherr 
bereit erklärt, die Baumaßnahmen über der Ebene Null aus- 
zusetzen, bis das Wettbewerbsergebnis vorliegt. Dies gestattet 
den Wettbewerbsteilnehmern, ihre Arbeit mit dem notwendigen 
Blick auf den gesamten Standort „Quartier am Bahnhof" zu ent- 
wickeln. Nach Beendigung dieses Wettbewerbes wird die Gestal- 
tung der Bahnhofspassage im Hinblick auf ihre Kompatibilität mit 
den Wettbewerbsergebnissen und hinsichtlich der Realisierung 
des Projektes durch den Bauherrn nochmals überprüft. 

2. Wie wirkt die Bundesregierung darauf hin, daß die geplanten Bauten 
der Baufelder 9 bis 12 des Quartiers am Bahnhof städtebaulich in die 
Kulturlandschaft einbezogen werden? 


Die Bemühungen der Bundesregierung um eine verträgliche Ein- 
beziehung der Bahnhofspassage in die Kulturlandschaft sind be- 
reits Gegenstand des dargestellten Kompromisses. Es war vor 
allem das Ziel des Gutachterverfahrens, auf eine verträgliche Ge- 
staltung dieser Gebäude hinzuwirken. Nach Auffassung aller an 
dem Gutachterverfahren Beteiligten wurde dieses Ziel mit der 
Juryentscheidung vom 28. Februar 1997 erreicht. Die Tatsache, 
daß die Hochbaumaßnahmen über der Ebene Null erst beginnen, 
wenn das Ergebnis des städtebaulichen Realisierungswett- 
bewerbes vorliegt und die Gestaltung der Gebäude im Lichte des 
Wettbewerbsergebnisses überprüft wurde, eröffnet zusätzliche 
Möglichkeiten zur Optimierung der städtebaulichen Situation. 

3. Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die Gefahr 
abzuwenden, daß die Weltkulturerbestätte Potsdam durch das 
Stadtentwicklungsprojekt Potsdam-Center mit seiner geplanten 
Bauhöhe und Massivität, hier insbesondere im Bereich der Baufelder 
9 bis 12, in die Rote Liste auf genommen wird? 


Die Bundesregierung hat das zur Abwendung der Gefahr Not- 
wendige bereits dadurch veranlaßt, daß sie auf den Kompromiß 
hinwirkte und die in dem zweiten Bericht an das Welterbekomitee 
dargelegten Maßnahmen veranlaßte. Insoweit ist vor allem her- 
vorzuheben, daß auf Initiative und mit finanzieller Unterstützung 
der Bundesregierung ein europaoffener städtebaulicher Realisie- 
rungswettbewerb für das Quartier am Bahnhof (früher Potsdam- 
Center) ausgelobt wurde. Die Ausschreibung erfolgte in Abstim- 
mung mit dem Land Brandenburg, der Landeshauptstadt Pots- 
dam, der Deutschen UNESCO-Kommission, der Stiftung Preußi- 
sche Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg, dem Branden- 
burgischen Landesamt für Denkmalpflege, der Expertengruppe 
„Städtebaulicher Denkmalschutz" beim Bundesbauministerium 
und mit den Investoren. Der städtebauliche Berater des UNESCO- 
Welterbekomitees, der Abgeordneten der französischen Natio- 
nalversammlung und Bürgermeister Yves Dauge, nimmt als Gast 
am Wettbewerbsverfahren teil. 
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Der Ausschreibung des städtebaulichen Realisierungswett- 
bewerbes ging ein zweitägiges „Seminaristisches Vorverfahren" 
voraus, in dem die Vertreter der genannten Institutionen ein- 
vemehmlich die inhaltlichen Rahmenbedingungen für den Wett- 
bewerb festgelegt haben. 


4. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus dem Gutachten 
von Rechtsanwalt und Diplomverwaltungswirt Hartmut A. Grams, 
hier insbesondere aus den Ausführungen zur Frage der Recht- 
mäßigkeit der Baugenehmigungserteilung für die Baufelder 9 bis 12? 


Für die Genehmigung von Bauvorhaben ist im Rahmen der kom- 
munalen Planungshoheit allein die Stadt als untere Bauaufsichts- 
behörde zuständig; die oberste Bauaufsicht fällt nach dem 
Grundgesetz in die Zuständigkeit des Landes und wird vom 
brandenburgischen Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr wahrgenommen. Insofern hat die Bundesregierung 
keine Zuständigkeit, aus dem Gutachten irgendwelche Folge- 
rungen im Einzelfall zu ziehen. Im übrigen wird das von der Bun- 
desregierung initiierte Wettbewerbsverfahren durch die Bau- 
genehmigung nicht berührt. 


5. Sieht die Bundesregierung in der Formulierung im zweiten Bericht 
zum Erhaltungszustand der Weltkulturerbestätte in Potsdam, daß 
Störungen im Havelraum schrittweise zurückgebaut werden sollen, 
einen Widerspruch zur Forderung des Welterbekomitees, daß die 
Weltkulturerbestätte vom Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 
nicht negativ berührt werden darf? 


Beim Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 wurden die Pla- 
nungen im Bereich der Potsdamer Kulturlandschaft in Abstim- 
mung mit dem Land Brandenburg und der Stiftung Preußische 
Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg so modifiziert, daß 
keine negativen Auswirkungen bzw. Beeinträchtigungen der 
Welterbestätten entstehen. 


6. Wieso sollen laut zweitem Bericht über den Erhaltungszustand der 
Weltkulturerbestätte „ Schlösser und Gärten von Potsdam und Berlin" 
Abgrabungen im Bereich des Babelsberger Durchstichs erfolgen, 
welche nach Meinung der Sachverständigen zur Ausbreitung des 
Durchstichs führen würden und somit auch zu Abgrabungen am Ba- 
belsberger Park, obwohl das Welterbekomitee ausdrücklich formu- 
liert hat, daß Abgrabungen im Bereich des Babelsberger Parkes un- 
terbleiben sollen? 


Der ursprünglich vorgesehene Ausbau des Babelsberger Durch- 
stichs für den Begegnungsverkehr mit einer notwendigen Ver- 
größerung der Durchfahrtsbreite von heute 20 m auf 42 m durch 
Eingriffe an beiden Ufern wird auf einen Ausbau für den Rich- 
tungsverkehr mit einer Durchfahrtsbreite von 26 m reduziert. Die 
Verbreiterung um 6 m ist am Nordufer vorgesehen, so daß Ein- 
griffe in den Babelsberger Park, der vom Südufer des Durchstiches 
begrenzt wird, nicht erfolgen. Bei der Umgestaltung des Durch- 
stiches soll im Sinne „der Beseitigung vorhandener Störungen" 
die Chance genutzt werden, den heute kanalartigen Zustand 
landschaftsverträglicher zu gestalten. 
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